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„Die CDU hat Pegida den 
Boden bereitet“

Mit freundlicher Genehmigung der „Säch-
sischen Zeitung“ Quelle: Sächsische Zeitung 
am 21.01.2015, S. 15

Es wurde zu lange Politik für Reiche gemacht, meint Linke-Fraktionschef André Schollbach. Das solle sich in 
Dresden ändern.

Herr Schollbach, Montag für Montag 
demonstriert Pegida hier. Wie sollte die 
Politik damit umgehen? 

Ich denke, rassistischen Auswüchsen 
und dem Schüren billiger Vorurteile 
muss entschlossen entgegengetre-
ten werden. Leider ist es so, dass vor 
allem die CDU herumlaviert. Einer-
seits waren von der Oberbürgermei-
sterin erfreulich klare Worte zu ver-
nehmen. Andererseits biedern sich 
Teile der Partei bis in die Regierung 
hinein opportunistisch bei Pegida an.  

Die Politik macht insgesamt keinen gu-
ten Eindruck. Wen meinen Sie konkret? 

Beispielsweise CDU-Innenminister 
Ulbig, der versucht, sich auf Kosten 
von Asylbewerbern an Pegida heran-
zuwanzen. Obwohl bewiesen ist, dass 
Asylbewerber nicht krimineller sind 
als Deutsche, hat er angekündigt, eine 
Polizeisondereinheit zu bilden. Ein 
derartiges Verhalten ist rückgratlos und 
feige. So werden aus der Regierung he-
raus Vorurteile geschürt. Damit wird der 
Pegida-Bewegung der Boden bereitet.  

Inwiefern? 

Dass das Zentrum der Pegida-Bewegung 
in Dresden liegt, ist kein Zufall, sondern 
die Konsequenz einer länger währenden 
Entwicklung. Die jahrelange CDU-He-
gemonie und der damit verbundene kon-
servative Mief haben das Entstehen von 
Pegida begünstigt. Diese Partei hat den 
antifaschistischen Protest gegen die Na-
ziaufmärsche rund um den 13. Februar 
über viele Jahre hinweg kriminalisiert 
und diskreditiert. Rechten Auswüchsen 
wurde Raum gelassen. Im Februar 2014 
durften sich Nazis sogar mit Fackeln 
vor der Trümmerfrau in Szene setzen. 
Faschistische und reaktionäre Kräfte 
müssen so etwas geradezu als Einla-
dung empfinden. Nun ist zu beobachten, 
wie hartgesottene Nazis und Hooligans 
bei den Pegida-Demos mitmarschieren.  

Sie meinen also, die CDU trägt die 
Schuld an den Pegida-Demos? 

Sie hat mit ihrer Politik zum Auseinan-
derdriften unserer Gesellschaft beigetra-
gen. Seit Jahren wird eine systematische 

Umverteilung des Vermögens von unten 
nach oben betrieben. Steuererleichte-
rungen für Reiche sowie die „Hartz IV“-
Gesetzgebung haben dazu geführt, dass 
die Mittelschicht schrumpft und eine 
Menge Leute am Existenzminimum le-
ben müssen. Vielfach drohen trotz jah-
relanger Berufstätigkeit Armutsrenten. 
Deshalb haben nicht wenige Menschen, 
die jetzt auf die Straße gehen, berechtigte 
Ängste. Sie ziehen jedoch eine falsche 
Schlussfolgerung. Denn die Ursachen für 
die Probleme liegen nicht bei den Asyl-
bewerbern, sondern in einem verfehl-
ten politischen Kurs der Regierenden.  

Was kann helfen? Fehlt die klare Linie 
in der CDU? 

Symbolpolitik gegen rechte Auswüch-
se genügt nicht. Statt wohlfeiler Sonn-
tagsreden bedarf es kontinuierlicher 
Arbeit gegen gesellschaftliche Fehl-
entwicklungen und der Unterstützung 
zivilgesellschaftlichen Engagements.  

Und dann verschwindet Pegida? 

Es reicht nicht, nur die Symptome zu 
bekämpfen. Man muss an die Ursachen 
von Unzufriedenheit und Ängsten heran. 
Dazu bedarf es einer deutlichen Kurs-
korrektur in der Frage der Verteilung 
des Reichtums in unserer Gesellschaft. 
Es muss deutlich mehr getan werden für 
Bildung, Kultur und die soziale Entwick-
lung. Auch bei der Beteiligung der Bür-
gerinnen und Bürger an politischen Ent-
scheidungsprozessen lässt sich einiges 
verbessern. In diesen Bereichen muss 
zielgerichtet angesetzt werden. Pegida 
beruht nicht auf guten oder schlechten 
Konzepten, sondern auf länger aufge-
stautem Unmut, Sorgen und Ängsten.  

Was wird die Linke konkret für die 
Umverteilung in Dresden ändern? 

Wir streiten für eine sozial gerechte 
Gesellschaft und bemühen uns um eine 
Politik im Interesse der Mehrheit der 
Menschen. Dazu im Gegensatz haben 
CDU und FDP jahrelang eine Politik 
für die Reichen gemacht. Ein Beispiel: 
Mit Steuermitteln wurde der Abriss von 
über zehntausend Wohnungen in Dres-

den staatlich subventioniert. Dies ging 
klar zulasten der Mieter und war im In-
teresse der Immobilienhaie und Speku-
lanten. Nun gibt es mit der neuen Mehr-
heit im Stadtrat einen Kurswechsel.  

Was wird sich konkret für die Dresdner 
ändern und wann? 

Beispielsweise wird noch in diesem Jahr 
ein richtiges Sozialticket für Bus und 
Bahn eingeführt. Es ist kein Zustand, 
dass Menschen aus finanzieller Not he-
raus erst schwarzfahren und anschlie-
ßend dafür vor Gericht gezerrt werden. 
Auch im Bereich der Jugend- und So-
zialarbeit wird es spürbare Verbesse-
rungen geben. Dort haben wir erreichen 
können, dass deutlich mehr finanzielle 
Mittel zur Verfügung stehen. So sollen 
die Weichen von vornherein anders ge-
stellt werden, um nicht später soziale 
Fehlentwicklungen teuer reparieren zu 
müssen. Ebenfalls in diesem Jahr wird 
eine städtische Wohnungsbaugesell-
schaft gegründet, um den steigenden 
Mieten entgegenwirken zu können.  

Wie wichtig ist es da, mehr Einfluss auf 
die Rathausführung zu haben? 

Die Stadtratswahl war ein erster Schritt 
für eine bessere Politik. Der zweite we-
sentliche Schritt besteht nun darin, die 
CDU-Dominanz an der Rathausspitze 
zu beenden, damit wichtige Projekte im 
sozialen, ökologischen und kulturellen 
Bereich vorangetrieben werden können. 

Rot-Grün-Rot will also Bürgermeister 
und den Oberbürgermeister stellen? 

Für dieses Ziel werden wir in den kom-
menden Monaten gemeinsam kämpfen.  

Wen wird das Bündnis dann bald als 
Kandidaten präsentieren? 

Eine Persönlichkeit, die geeignet ist, die 
Landeshauptstadt Dresden in ihrer Viel-
falt zu repräsentieren und voranzubringen.  

Das Gespräch führte Andreas Weller. 

Foto: Henry Keßler / pixelio.de
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Stadträtinnen Cornelia Eichner, Anja Apel und Ulrike Caspary im Gespräch		   
Foto: Andreas Naumann

Welche Gefühle hattet ihr, Anja und 
Ulrike, bei den Begegnungen  mit den 
Gegendemonstranten in Klotzsche? 

Ulrike: Ich fand es erschreckend, wel-
cher Graben sich auftat und wie groß die 
Unterschiede in den Meinungen waren. 
Es war sehr frustrierend, wie wenig die 
Gegner Argumenten zugänglich wa-
ren und Tatsachen einfach verdrehten. 

Anja: Mich verblüfft immer wieder, 
mit welcher Ernsthaftigkeit Behaup-
tungen gebracht werden, welche voll-
kommen unsinnig sind. Zum Bespiel 
als ich  gefragt wurde ob ich vielleicht  
in zwei Jahren die Burka tragen will.  

Glaubst du, Ulrike, dass sich die Situa-
tion in nächster Zeit verändern wird? 

Ulrike: Ich glaube, dass es wichtig ist 
in den Ortsbereichen aktiv zu sein, um 
persönlicher in Kontakt zu kommen. 
Wirklich etwas ändern kann es sich 
erst durch das Kennenlernen von Asyl-
bewerbern und Einwohnern. Beson-
ders wichtig ist es, die Asylbewerber 
in das Leben im Ortsteil einzubezie-
hen, zum Beispiel in Sportvereinen.  

Anja, du warst doch mit Schüle-
rinnen und Schülern zur Demo in 
Klotzsche, wie war das für sie? 

Anja: Mich hat die Haltung  der Asyl-
gegner zu den Jugendlichen sehr wütend 

gemacht. Sie haben ihnen das Recht auf 
eine eigene Meinung zur Asylfrage ab-
gesprochen mit der Begründung, dass sie 
keine Lebenserfahrung hätten und keine 
Steuern zahlen. Zu meinem Erstaunen 
sind die Schülerinnen und Schüler trotz-
dem sehr sachlich geblieben und haben 
noch zwei Stunden weiter diskutiert. 
Da hätte ich schon längst aufgegeben. 

Ulrike:  Wenn es für mich etwas Posi-
tives geben sollte, dann ist es jetzt in der 
derzeitigen Situation die Notwendigkeit 
in der Gesellschaft insgesamt toleranter 
miteinander umzugehen. Wir erleben, 
dass viele Menschen das nicht können. 
Ich finde es ganz wichtig, dass bereits 
in der Schule so etwas vermittelt wird. 

Anja: Positiv ist auch, dass jetzt auch 
BürgerInnen aktiv werden, die vor-
her abseits standen. Wir werden ge-
fragt, welche Formen der Unterstüt-
zung es geben kann.  Es gibt konkrete 
Hilfsangebote von Sprachkursen 
bis zu Spielzeugspenden  von jun-
gen  aber auch sehr alten Menschen. 

Wir machen jedenfalls weiter und hof-
fen dass sich die Arbeit auf breitere 
Schultern  verteilt. Schon jetzt haben 
wir  viele Menschen kennengelernt,  die 
hier in Klotzsche und Hellerau daran  
mitwirken wollen, dass die Asylbewer-
berInnen sich wohl fühlen. Das gibt uns  
Optimismus für unsere weitere Arbeit. 

Empfehlungen für die Organisation
• Verbindungen herstellen zu Vereinen, Kirchgemeinden, Schulen, Kindergärten 
und dem Ortsbeirat,
• die Reservierung von Räumen in den Rathäusern durch die Stadträte organisieren 
oder in Kirchen und Schulen anfragen,
• für eine Bürgerversammlung Fachkräfte gewinnen: Sozialamt, Stadtplanungs-
amt, Polizei, VertreterInnen des Ausländerbeirates, Sächsischer Flüchtlingsrat,
• eventuell einen Moderater/Moderatorin suchen, zum Beispiel  bei der  Landes-
zentrale für politische Bildung nachfragen,
• Demonstrationen oder öffentliche Versammlungen anmelden: www.dresden.
de, dann Anzeige einer Versammlung,
• einen E-Mail Verteiler anlegen für die schnellere Verbreitung von Informati-
onen

Am 3.11.14 wurde zum ersten Mal über die Vorlage „V0085/14 - Maßnahmeplan 
zur Schaffung zusätzlicher Unterbringungskapazitäten für besondere Bedarfsgrup-
pen in den Jahren 2015/2016“ im Ortsbeirat in Klotzsche gesprochen. 
Bereits für den ersten Montag nach der Ortsbeiratssitzung wurde eine Demonstra-
tion gegen den Bau des Asylbewerberheimes in der Karl-Marx-Straße angemeldet. 
Nachdem  Anja Apel, Stadträtin DIE LINKE, und Ulrike Caspary, Bündnis 90/Die 
Grünen, davon erfahren hatten, meldeten sie  direkt eine eigene Demonstration an. 
Damit erhielten die Menschen des Dresdner Nordens, die dem Asylbewerberheim 
nicht ablehnend gegenüber standen die Möglichkeit,  öffentlich ihre Haltung zu 
zeigen. Die Stadträtinnen  organisierten in Dresden Klotzsche  Aktionen für das 
Asylbewerberheim, einen Runden Tisch Asyl und ein Bürgergespräch, an dem etwa 
400 BürgerInnen teilnahmen. 

Leipziger Vorstadt: Quartiersentwicklung muss vorbeugenden Hochwasserschutz berücksichtigen

Investoren sprechen von einer angeb-
lichen „neuen politische Willkühr“ im 
Dresdner Rat. Sie fürchten um ihre Ren-
diten und drohen voreilig mit Schaden-
ersatz-Forderungen und Klagen, sollte 
die Politik nicht in ihrem Sinne agieren. 
 
Warum wird der eine Bebauungsplan 
aufgestellt und der andere verschoben? 
Zuerst sollte es gar keinen Hochwas-
serschutz geben, nun aber unbedingt.  
 
Wird nun innerhalb kurzer Zeit 
gebaut oder dauert der gan-
ze Prozess noch viele Jahre?  
Warum wird in einem Über-
schwemmungsgebiet eigentlich 
gebaut - ist das nicht verboten?  
Wird Regine Töberich (Dresdenbau 
GmbH) den Radweg sperren las-
sen, wie sie es öffentlich ankündigte? 
Auch muss wohl ein erheblicher Teil 

des Streits als rein populistisch und ef-
fekt-heischerisch bezeichnet werden: 
Die neuen Opositionsparteien CDU 
und FDP werfen der rot-grün-rot-oran-
genen Mehrheit Verhinderungs- und 
Klientelpolitik vor. Investoren fürch-
ten durch die angebliche „neue poli-
tische Willkühr“ im Dresdner Rat um 
ihre Renditen und drohen mit Scha-
denersatz-Forderungen  und Klagen.  
 
Die angebliche Scheu vor „moderner Ar-
chitektur“ der Dresdner Bevölkerung mit 
ihren barocken Geschmäckern wird eben-
falls hin und wieder heraufbeschworen. 

Nimmt man andererseits das Hoch-
wasserschutzgesetz (2005) zur Hand, 
wundert man sich doch sehr. Unter 
dem Eindruck immer stärkerer Nieder-
schlagsextreme und immer häufigerer 
Hochwässer tendiert die Bundesregie-

rung dahin, den Flüssen mehr Raum 
zu lassen. Flussufer sollen möglichst 
unbebaut bleiben, bestehende Bebau-
ung gar teilweise abgetragen werden. 

Leider hinken hier die Landesge-
setze – nicht nur in Sachsen – ein we-
nig hinterher. Hier wird häufig  auch 
weiter auf maximale Ausbeutung von 
Baugrundstücken gesetzt, auch am 
Fluss. Es scheint, als solle noch jeder 
Winkel betoniert werden, bevor wo-
möglich die „Umweltschützer“ sich 
mit ihren träumerischen Ideen durch-
setzen von einer gesunden und leben-
digen Stadt im Einklang mit der Natur. 

Da steht die Frage im Raum: Ist es tat-
sächlich noch modern, die Städte bis an 
den Fluss heran zu verdichten? Nicht nur 
die zunehmende Zahl von Überflutungen 
mahnt anderes. Auch die Lebensqualität 
der Städter profitiert vom grünen Band 
der Elbe, das sich durch Dresden schlän-
gelt. Dieses zu bewahren – das ist nicht 
rückwärtsgewandt. Das ist modern. 

von Jacqueline Muth

Der Machtkampf um die Quartiersent-
wicklung Leipziger Vorstadt/ Neu-
städter Hafen wird im Stadtrat und 
auch öffentlich derart komplex disku-
tiert, dass er auf den ersten Blick nicht 
immer leicht zu durchschauen ist. 
Man kann es aber auch ganz bündig aus-
drücken und mit einem Zitat von André 
Schollbach aus der Stadtratssitzung von 
22.1.2015 möchte ich schließen:
„Eine Bebauung mit Luxuswohnungen im 
Flutgebiet halten wir für grob dämlich.“ 

Aktiv werden und tolerant miteinander umgehen
Ein Gespräch mit Anja Apel und Ulrike Caspary zur Asyldebatte im Dresdner Norden

Freiräume erhalten
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jens.matthis@dielinke-dresden.de

„Bunt“ und „Weltoffen“ ist 
Dresden. Zweifel? Man muss es 
nur bei jeder Gelegenheit wie-
derholen und fest dran glau-
ben – dann wird es schon. 

Während sich mancher Fremde 
auf Dresdens Straßen mitunter 
etwas mulmig fühlt und mancher 
Dresdner in der Fremde unan-
genehme Fragen beantworten 
muss, setzt Dresden ein beson-
deres Zeichen für Weltoffenheit.  

Dresden bekommt einen KO-
REA-Platz. Zugegeben,  es ist eine 
Dreckecke hinterm Bahnhof Mit-
te, aber nach allen Seiten offen.  

Nun haben die Dresdner ihre Stra-
ßen und Plätze nach allen mög-
lichen benannt, nach Flurbezeich-
nungen und Gewerken, nach Blu-
men und Bäumen, nach verdienst-
vollen Personen und albernen 
Prinzessinnen, und schließlich 
nach Vororten und fernen Städten. 
Aber nach einem fernen Land wur-
de noch nie etwas benannt. Noch 
nicht mal nach der Sowjetunion.  

Wie kommts?

Die konservative südkoreanische 
Staatspräsidentin Park Geun-hye 
beehrte im vergangen Jahr Dres-
den.  Die Tochter des früheren 
Putschisten und Militärdikta-
tors Park Chung-hee, der Süd-
korea 18 Jahre lang mit eiserner 
Hand regierte,  gestattet Dresden 
gnädig die Namensverleihung. 
Eilfertig wurde dies zugesagt.   

Die Dresdner selbst waren von ih-
rer plötzlichen besonderen Bezie-
hung zu Südkorea zwar etwas über-
rascht, aber Weltoffenheit ist nun 
mal Weltoffenheit. Und wer will 
schon Staatsgästen widersprechen.   

Dass Dresden trotz Wladimirs 
Putins und Barack Obamas Visi-
ten weder eine Russische Straße 
noch einen Platz der USA hat, 
fällt dabei kaum ins Gewicht.  

Schließlich wäre der Park ver-
liehene Ehrendoktorhut der TU 
Dresden allein etwas mickrig ge-
wesen für eine so weltoffene Stadt.   

Apropos weltoffen: Dresden 
hat weltweit 13 Partnerstädte. 
Sechs davon finden sich auch im 
Dresdner Stadtplan: Hamburg, 
Salzburg, St. Petersburg, Straß-
burg, Coventry und mit einem 
Augenzwinkern auch Columbus. 
Sieben Städte, nämlich Hang-
zhou, Brazzaville, Rotterdam, 
Florenz, Skopje, Wroclaw und 
Ostrava warten noch immer auf 
eine Dresdner Straßenbenennung. 

von Matthias Kunert

Die fast autofreie Großstadt
Die Vision 
Stellen Sie sich vor, es ist ein Sommertag 
im Jahr 2025: Sie treten morgens aus Ih-
rer Wohnung hinaus auf den Bürgersteig. 
Neben dem Gehweg verläuft ein breiter 
Grünstreifen, auf dem die Stadt vor ein 
paar Jahren Bäume gepflanzt hat. Die 
sind jetzt schon so groß, dass sie ange-
nehmen Schatten spenden. Dazwischen 
haben Sie und Ihre Nachbarn Blumen 
gepflanzt, die wunderbar duften. Kaum 
zu glauben, dass sich an dieser Stelle vor 
10 Jahren noch lückenlos parkende Au-
tos aneinander reihten und es nach Ab-
gas, statt nach Blumen roch. Es ist noch 
früh am Morgen. Obwohl schon viele 
Menschen unterwegs sind, ist es so ru-
hig, dass man das Zwitschern der Vögel, 
die spielenden Kinder im Nachbarhaus 
und die Stimmen aus dem Straßencafé 
auf der anderen Straßenseite hören kann. 
Das liegt vor allem daran, dass kaum 
Autos unterwegs sind und die wenigen 
verbleibenden fast lautlos elektrisch vor-
beigleiten. Sie selbst haben schon lange 
kein eigenes Auto mehr und die meisten 
ihrer Nachbarn auch nicht. Wozu auch? 
Schließlich sind in der Stadt heute alle 
Ziele schnell zu Fuß, per Fahrrad oder 
Pedelec, mit dem öffentlichen Personen-
nahverkehr oder einem Carsharing-Auto 
zu erreichen – und das so einfach und 
preiswert wie nie zuvor. Eine Eingabe 
in der Verkehrs-App Ihres Smartphones 
genügt, um alle Verbindungen zu Ihrem 
Ziel angezeigt zu bekommen – in Echt-
zeit. Und wenn Sie wirklich einmal nur 
umständlich an Ihr Ziel gelangen oder 
viel zu transportieren haben sollten, fin-
den Sie mit Ihrer App überall schnell ein 
geeignetes Carsharing-Fahrzeug, vom 
kleinen Elektroflitzer bis zum Lieferwa-
gen. Wenn das Wetter schön ist, nehmen 
Sie ohnehin am liebsten das Rad. Seit 
nur noch so wenige Autos auf den Stra-

Wie diese Utopie Wirklichkeit werden könnte 
hat Matthias Kunert untersucht und beschrie-
ben. Der gesamte Artikel ist nachzulesen unter 
http://d-nb.info/1061126749/34

Sprecher*innen-Gruppe 
gegründet
Mitte Januar 2015 gründete sich die 
Sprecher*innengruppe zum Aufbau des 
Stadtelternbeirats. Diese wird in den 
nächsten Wochen Funktionsweise, Sta-
tute, Geschäftsordnung entwickeln, um 
eine politische Legitimation des Stadtel-
ternbeirats für die Zukunft zu gewährlei-
sten. Darüber hinaus übernimmt sie er-
ste konkrete Aufgaben als Schnittstelle 
zwischen Elternschaft und Eigenbetrieb. 
Somit können sich ab sofort Eltern mit 
Sorgen, Anregungen und Fragen, welche 
die Betreuung ihrer Kinder betreffen, 
und nicht konkret mit Einrichtung oder 
Eigenbetrieb geklärt werden können, an 
die Sprecher*innengruppe wenden.  (Da 
die Bearbeitung von den Elternbeiräten 
ehrenamtlich nebenbei erfolgt, Anfragen 
bitte bevorzugt via eMail: isteb@web.de) 

Die Initiative Stadtelternbeirat (Sascha 
König-Apel und Cornelia Eichner) hatte 
für gestern in den Lichthof des Rathauses 
eingeladen, um diese Sprecher*innen-

Gruppe zu gründen und erste Fragen zu 
klären. Gefolgt waren dieser Einladung 
etwa 100 interessierte Eltern, deren 
Kinder in den Bereichen Tagespflege, 
Kindergarten oder Hort untergebracht 
sind. Gegründet hatten König-Apel und 
Eichner diese Gruppe im vergangenen 
Jahr, da im Dezember 2013 der ehema-
lige Stadtelternbeirat seine Arbeit ein-
stellte. Geleitet und moderiert wurde die 
gestrige Veranstaltung von Sascha Kö-
nig-Apel (Initiatve Stadtelternbeirat); 
Sabine Bibas (Eigenbetrieb Kinderta-
gesstätten) stellte ihren Vorschlag zur 
Ausgestaltung des Stadtelternbeirates 
vor. Für Diskussionen standen darüber 
hinaus Sabine Grohmann (Eigenbe-
trieb Kindertagesstätten) und Cornelia 
Eichner (Initiative Stadtelternbeirat) 
zur Verfügung, ein Angebot, das im 
Anschluss an die Podiumsdiskussion 
rege genutzt wurde. So kamen Fragen 
bzgl. Mittelverteilung an Kitas, Rechte 
von Elternräten in Kitas, Arbeitswei-

AnsprechpartnerInnen: Cornelia Eichner und 
Sascha König-Apel – Sie erreichen uns über 
iStEB@web.de, Tel.: 01520-4094514 

von Cornelia Eichner

Utopie oder machbare Zukunftsvision? Ein Gedankenspiel

Stadtelternbeirat

ßen unterwegs sind, macht das Radeln 
erst richtig Spaß. Aber auch per Bus und 
Bahn gelangen Sie schnell an Ihr Ziel. 
Hierfür müssen Sie nur wenige Meter 
bis zur nächsten Bushaltestelle laufen, 
wo Sie ein Elektro-Kleinbus zur Stra-
ßenbahn oder zur S-Bahn bringt. Wenn 
gerade einer vorbei gefahren ist, muss 
Sie das nicht in Stress versetzen, denn 
der nächste kommt nur wenige Minuten 
später. Dank der dichten Taktzeiten und 
der intelligenten Vernetzung der Ver-
kehrsträger müssen sie auch beim Um-
steigen nirgendwo länger warten. Tickets 
für Bus und Bahn braucht es schon lange 
nicht mehr, seit der Großteil der Kosten 
des öffentlichen Personennahverkehrs 
über einen Nahverkehrsbeitrag von allen 
Einwohner/innen zwischen 18 und 65 
Jahren getragen wird. Diese Umstellung 
hat ermöglicht, die Kosten für die Nut-
zung des Nahverkehrsangebots im Ver-
gleich zur früheren Monatskarte mehr 
als zu halbieren. Allein die große Zahl 

der Beitragszahler und Nutzer machte 
deutliche Kostensenkungen möglich. 
Hinzu kamen die Einspareffekte durch 
die Abschaffung des Ticketverkaufs, 
der Automaten und der Kontrolleure. 
Und schließlich hat die Stadt auch die 
Parkgebühren für Autofahrer deutlich 
erhöht, die jetzt zur Finanzierung des 
Bus- und Bahnangebots beitragen. Dass 
am Ende für nur 25 EUR monatlich ein 
so dichtes öffentliches Verkehrsange-
bot möglich sein würde, hatten zu Be-
ginn viele nicht geglaubt, die gewohnt 
waren, für ein viel kleineres Angebot 
deutlich mehr Geld zu zahlen. Entspre-
chend haben sich die Fahrgastzahlen 
in den letzten 10 Jahren vervielfacht.  

Foto: Hiero / pixelio.de

se des Stadtelternrates, konzeptionelle 
Gestaltung von Einrichtungen, Mit-
wirkungsrechte von Eltern an sich u.ä. 

Foto: Helene Sousa / pixelio.de


